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an kann in der Griechenland-Affäre 

nach Tätern und Opfern suchen, 

doch verkennt diese Sichtweise, wie sehr 

Hauptakteure auf beiden Seiten miteinan-

der verstrickt sind. Obwohl die Ergebnisse 

der griechischen Mitgliedschaft im Euro-

System katastrophal sind, obwohl in Grie-

chenland eine Regierung an die Macht 

gelangt ist, die alle Verträge für null und 

nichtig ansieht, ist man immer noch dabei, 

einen „Kompromiss“ zu suchen. Einen 

Kompromiss! Zwischen was denn? Hier 

sind nicht zu starke Akteure am Werk, 

sondern zu schwache. Nichts wird wirklich 

entschieden, nichts wird dauerhaft aufge-

stellt. Es ist ein großes Schlittern. 

   Hans-Werner Sinn (IFO-Institut) hat 

vorgerechnet, dass in den letzten 5 Jahren 

die Schulden Griechenlands, trotz Schul-

denschnitts seitens der privaten Gläubiger 

und trotz stark verringerter Zinsen, von 48 

Mrd. auf 330 Mrd. gestiegen sind. Zu-

gleich hat sich die Arbeitslosenrate von 

11% auf 26% erhöht. Nun soll es weiter-

gehen, sogar mit noch höheren Defiziten 

und noch höherer Fremdfinanzierung – da 

liegt der neue Korridor der Einigung, das 

wird nun „Kompromiss“ genannt. Wer 

glaubt im Ernst daran, dass auf dieser fort-

gesetzten Talfahrt auf einmal ein Wachs-

tumspfad gefunden wird? Niemand. Keiner 

der Akteure teilt mit, wo er liegen könnte. 

Es wird auch gar nicht ernsthaft gesucht. 

Vielmehr findet eine ganz andere Wen-

dung statt. Man spricht von Vertrauen und 

Vertrauensverlust, eine Psychologisierung 

politischer und wirtschaftlicher Fragen 

findet statt. Griechenland soll – mit Euros 

natürlich – motiviert werden. Und umge-

kehrt soll auch Europa durch kein „negati-

ves Signal“ beunruhigt werden. Man macht 

Europa zum Sensibelchen, das um jeden 

Preis bei Stimmung gehalten werden müs-

sen.  

   Es ist ein Pfeifen im dunklen Walde. 

Auch wenn sich die sogenannten „über-

zeugten Europäer“ mächtig in die Brust 

werfen, ist etwas ganz Anderes deutlich 

hörbar – eine tiefe Angst. Man beschwört 

die „unabsehbaren Folgen“ eines Grexit. 

Gerade in diesen Tagen, wo so vieles für 

diesen Schritt spricht, wird deutlich, in 

welchem Maße der Umgang mit Griechen-

land im Schatten eines höheren Dogmas 

steht: dem Dogma, dass es „undenkbar“ 

sei, dass aus der Währungsunion ein Mit-

glied ausscheidet. Hier regiert eine Sprache 

der großen Metaphern. Da spricht der deut-

sche Vizekanzler vom „Stein, der aus dem 

europäischen Haus herausgebrochen wür-

de“ und dadurch Europa „in einen anderen 

Aggregatzustand“ versetzt würde. Bei der 

Kanzlerin heißt es „Wenn der Euro schei-

tert, scheitert Europa“. Nicht ein bestimm-

ter Vertrag, nicht eine bestimmte instituti-

onelle Form, sondern einfach das große, 

ganze Europa. Der Leitartikler der FAZ 

(Klaus-Dieter Frankenberger, 16.Juni) me-

taphert schon ahnungsvoll mit: „Wenn das 

europäische Gewebe ausfranst, wer weiß, 

was sich noch alles löst? Wer weiß, welche 

Kräfte sich diesen Erosionsprozess zunutze 

machen?“ Wer weiß, wer weiß… Überall 

lauern finstere Kräfte im wabernden Ne-

belwald. Und wer fällt uns da ein? Na klar, 

die Russen. „Diese Furcht“, schreibt Fran-

kenberger über das Grexit-Gespenst, „ist 

heute vielleicht noch größer, da zur Schul-

denkrise ein geopolitischer Großkonflikt in 

Europa hinzugekommen ist, die Ukrai-

ne/Russland-Krise“.   

   Da steht es: Es geht um Furcht. Der eu-

ropäische Zusammenhalt wird mit dem 

Hinweis auf Bedrohungen beschworen. Es 
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ist eine gemeinschaftliche Angst, die die 

europäischen Akteure im Fall Griechen-

land umtreibt. Das „Immer-enger-vereint“ 

ist zu einem „In-Angst-vereint“ geworden. 

   Nun könnte man einwenden, dass im Fall 

Griechenland tatsächlich eine besondere 

Notlage gegeben sei. Ein Ausnahmezu-

stand sozusagen, der alle Sicherungen der 

normalen Vernunft außer Kraft setzt. Das 

ist hier nicht der Fall. Über Hellas ist keine 

Katastrophe hereingebrochen, kein Erdbe-

ben, kein Krieg. Es geht um Versorgungs-

ansprüche – und zwar auf einem beträcht-

lichen Niveau, wenn es man es mit den 

osteuropäischen Mitgliedern der EU ver-

gleicht, oder – im Fall der IWF-Kredite – 

mit den Problemländern im Weltmaßstab. 

Die Rolle des IWF ist besonders delikat. 

Eigentlich hätte der IWF nur Kredite in 

Höhe von 600% der griechischen Anteile 

am Fonds vergeben dürfen. Aber nach 

Griechenland hat er viel mehr überwiesen. 

Von der Gesamtsumme der IWF-Kredite 

sind gegenwärtig zwei Drittel an drei Län-

der vergeben: an Griechenland, an Portugal 

und an die Ukraine. Die Risiken tragen 

dabei auch Einzahler-Länder wie Indien 

(vgl. Winand von Petersdorff in der FAZ 

vom 11.Juni). Das ist eine völlig unhaltba-

re, für Griechenland und Europa beschä-

mende Schieflage. 

   Es geht also nicht um Not, sondern um 

Ansprüche. Und zwar um ein gehobenes 

europäisches Anspruchsmaß an Einkom-

men, Versorgung und Sicherheit. Mit die-

ser Anspruchshöhe wird wiederum der 

Einfluss des „Modells Europa“ verbunden. 

Es geht also nicht um die Existenz Euro-

pas, sondern um eine mehr oder weniger 

große Einflusssphäre. Erst in diesem Zu-

sammenhang bekommt das „kleine Grie-

chenland“ auf einmal eine strategisch-

große Bedeutung. Es verkörpert europäi-

sche Geltungsansprüche. Die europäische 

Angst ist nicht die Angst vor einer absolu-

ten, existenzbedrohenden Not und Gefahr, 

sondern die Angst vor einem Geltungsver-

lust. Eine Angst auf hohem Niveau. Eine 

Angst im Streben nach Einfluss auf Ande-

re, nach der Rolle eines weltpolitischen 

Attraktors, nach einer wirtschaftlichen Un-

umgehbarkeit. Es ist eine Angst, die auf 

ein beträchtliches Maß an Hochmut gebaut 

ist.  

   Auch Griechenland spielt seine Rolle in 

diesem Angst-Hochmut-Syndrom. Es ist 

Trittbrettfahrer dieses Syndroms. Auf die-

ser Geschäftsgrundlage kann es über seine 

Verhältnisse leben. Sein politisches Kalkül 

setzt darauf, als eine Art „Grenzstein“ die 

Größe des europäischen Hauses zu markie-

ren – und deshalb unverzichtbar zu sein. 

Fällt Griechenland aus dem Euro, ist Euro-

pa irgendwie kleiner und das hält es nicht 

aus – Tsipras und Co. haben ihren Hebel-

punkt in jener Mischung von Angst und 

Hochmut gefunden, die in Europa regiert.   

   Ist es falsch und böse, dass Europa Gel-

tungsansprüche hat? Gewiss nicht. Es ist 

nicht falsch, dass die Europäische Union 

sich erweitert (durch neue Mitglieder, 

durch Nachbarschafts-Partnerschaften). Es 

ist auch nicht falsch, dass sie für sich ein 

gehobenes politisches und wirtschaftliches 

Niveau festlegt, die über dem Weltdurch-

schnitt liegen (durch geforderte Normen 

und durch Förderungen bei ihrer Erfül-

lung). Aber alles ist eine Frage des Maßes. 

Hier gibt es ein klassisches Problem aller 

staatlichen Gebilde: die Überdehnung. 

Wird die Erweiterung zu weit getrieben 

oder wird das Anspruchsniveau zu stark 

erhöht, dann droht ein Zusammenbruch des 

ganzen Systems. Wenn einzelne Bruchstel-

len eine dieser Überdehnungen signalisie-

ren, kommt es darauf an, dass man die 

Kraft hat, an einer solchen Stelle den 

Rückzug anzutreten (einen Rückbau zu 

veranlassen). Deshalb ist es auch wichtig, 

schon in den Grundlagen staatlicher Gebil-

de (Verfassung oder zwischenstaatlicher 

Vertrag) überhaupt Rückbau-Möglichkei-

ten und Ausstiegs-Mechanismen vorzuse-

hen. In militärischen Dingen gilt der 

Grundsatz, dass man keinen Krieg – und 

würde er aus noch so edlem Motiv geführt 

– eingehen soll, ohne die Tür zu kennen, 

durch die man wieder aus ihm heraus-

kommt. Das gilt auch für jedes größere 

finanzielle Engagement, das den Haushalt 

eines Staates in Beschlag nimmt. Ge-

schieht das nicht, muss man von Hochmut 



sprechen. Und es droht das Angst-

Hochmut-Syndrom, von dem hier die Rede 

ist.    

   Vieles, was wir gegenwärtig in Europa 

beobachten und erleben, erinnert an dies 

Szenario: nicht nur die endlose Griechen-

land-Affäre, sondern auch der sich immer 

noch steigernde Mitteleinsatz in der Schul-

denkrise, insbesondere seitens der EZB; 

der Umgang mit den Krisen arabischer 

Länder und der Ukraine, bei dem man mit 

forschen Tönen und hohen Ansprüchen 

(„nation building“) einseitig in einen Bür-

gerkrieg eingegriffen hat; die Festlegung 

eines billionenschweren Jahrhundertpro-

gramms für Klimaschutz rund um den gan-

zen Erdball durch 7 Regierungschefs 

(„G7“); die Unfähigkeit, die hohen An-

sprüche von Europa und den USA in einem 

Handelsabkommen zu verbinden; der 

weitgehende Kontrollverlust bei der Mig-

ration (Bruch des Schengensystems) bei 

Fortsetzung universeller Rettungsansprü-

che.  

   Zugleich wird hinter diesen Entwicklun-

gen ein institutionelles Problem sichtbar: 

In grundlegenden europäischen Verträgen 

sind keine Mechanismen des Austritts, des 

Ausschlusses oder des Rückbaus enthalten. 

Europa ist institutionell gefangen in der 

Einbahnstraße eines „immer vorwärts“ bei 

der geographischen Ausdehnung und eines 

„immer höher“ bei den Niveauansprüchen. 

Europa schlittert ungebremst in die Über-

dehnung.  

   Das Überdehnungsproblem ist ein altes 

Thema. Es ist auch ein deutsches Thema. 

Deutschland hat sich als mittlere Macht 

schwer getan, das richtige Maß zwischen 

Geltungsanspruch und Zurückhaltung zu 

finden. Das Bismarcksche Maß hat sich 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

gegenüber der Wilhelminischen Maßlosig-

keit nicht halten können – unser Land ist 

mit einem Hochmut-Angst-Syndrom ins 

20. Jahrhundert eingetreten. Umso bedeut-

samer ist, dass mit der Bundesrepublik 

dann endlich eine gewisse Vorsicht gegen 

Überdehnungen zur Staatsräson geworden 

ist. Doch jetzt gibt es neue, größere Proben 

für die Fähigkeit, im richtigen Moment 

„nein“ zu sagen. Auch ist Deutschland in 

Europa eine Führungsmacht geworden und 

muss bei schwierigen Entscheidungen vo-

ran gehen. Es muss seine Kraft nun durch 

eine Rückbau-Entscheidung zeigen – und 

eben nicht durch ein nibelungentreues Im-

mer-Weiter.   

   Das Ausscheiden Griechenlands aus dem 

Euro-Verbund hat seine Härten und Kos-

ten, aber es handelt sich um eine über-

schaubare Korrektur. Es geht nicht um die 

geographische Ausdehnung der EU, son-

dern um einen restriktiveren Umgang mit 

dem Anspruchsniveau „Euro“. Von Grie-

chenland, das zunächst als Betroffener 

einer Nein-Entscheidung erscheinen muss 

und erst im weiteren Verlauf die Spielräu-

me wahrnehmen kann, die es dadurch ge-

winnt, kann die Initiative zum Grexit nicht 

erwartet werden.  

   Diese Entscheidung wird sich also nicht 

irgendwie „aus Gesprächen“ ergeben. Sie 

muss einseitig ausgesprochen werden, im 

Namen der Realitäten, die schon seit länge-

rem klar genug auf dem Tisch liegen. Das 

immer weitere Darüber-Reden lässt diese 

Klarheit nur wieder verblassen. Dabei wird 

es auch nicht ohne ein entschiedenes Wort 

aus Deutschland gehen. Es muss sich für 

so eine Entschiedenheit, die auch ein Ver-

zicht ist, nicht schämen.   

 

 

 

(Erschienen am 22.6.2015 auf der Inter-

netplattform „Die Achse des Guten“ und 

am 23.6. auf der Internetplattform „Tichys 

Einblick“) 

 


